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Allgemeine Bedingungen der Allianz Gesellschaften
für die UnfallrentePlus (Allianz AB RP 2000) U 7003/01
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Der Versicherungsumfang
1 Was ist versichert?

1.1 Wir bieten Versicherungsschutz bei Unfällen, die
der versicherten Person während der Wirk-
samkeit des Vertrages zustoßen.

1.2 Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle in der
ganzen Welt.

1.3 Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person
durch ein plötzlich von außen auf ihren Körper
wirkendes Ereignis (Unfallereignis) unfreiwillig
eine Gesundheitsschädigung erleidet.

1.4 Als Unfall gilt auch, wenn durch eine erhöhte
Kraftanstrengung an Gliedmaßen oder Wirbel-
säule
- ein Gelenk verrenkt wird oder
- Muskeln, Sehnen, Bänder oder Kapseln
gezerrt oder zerrissen werden.

1.5 Auf die Regelungen über die Einschränkungen
der Leistung (Ziffer 3), nicht versicherbare Per-
sonen (Ziffer 4) sowie die Ausschlüsse (Ziffer 5)
weisen wir hin; sie gelten für alle Leistungsarten.

2 Welche Leistungsarten sind vereinbart?

Die Leistungsarten dieses Vertrages werden im
folgenden oder in zusätzlichen Bedingungen be-
schrieben.
Die von Ihnen mit uns vereinbarte Versiche-
rungssumme ergibt sich aus dem Vertrag.

2.1 Unfallrente

2.1.1 Voraussetzungen für die Leistung:

2.1.1.1 Die versicherte Person ist durch den Unfall auf
Dauer in ihrer körperlichen oder geistigen Leis-
tungsfähigkeit beeinträchtigt (Invalidität).
Die Invalidität ist
- innerhalb eines Jahres nach dem Unfall
eingetreten und

- innerhalb von 15 Monaten nach dem Unfall
von einem Arzt schriftlich festgestellt und
von Ihnen bei uns geltend gemacht worden.

2.1.1.2 Der Invaliditätsgrad beträgt mindestens 50 %
- ohne eine bereits vor dem Unfall bestehende
Invalidität nach 2.1.1.3.3 und

- ohne Mitwirkung von Krankheiten oder
Gebrechen nach Ziffer 3.

2.1.1.3 Der Grad der unfallbedingten Invalidität bemisst
sich nach den folgenden Bestimmungen.

2.1.1.3.1 Bei Verlust oder Funktionsunfähigkeit der nach-
stehend genannten Körperteile und Sinnesor-
gane gelten ausschließlich die folgenden Inva-
liditätsgrade:

Arm im Schultergelenk 70 %
Arm bis oberhalb des
Ellenbogengelenks 65 %
Arm unterhalb des
Ellenbogengelenks 60 %
Hand im Handgelenk 55 %
Daumen 20 %
Zeigefinger 10 %
anderer Finger 5 %
Bein über der Mitte des
Oberschenkels 70 %
Bein bis zur Mitte des
Oberschenkels 60 %
Bein bis unterhalb des

Knies 50 %
Bein bis zur Mitte des
Unterschenkels 45 %
Fuß im Fußgelenk 40 %
große Zehe 5 %
andere Zehe 2 %
Auge 50 %
Gehör auf einem Ohr 30 %
Geruchssinn 10 %
Geschmackssinn 5 %
Bei Teilverlust oder Funktionsbeeinträchtigung
gilt der entsprechende Teil des jeweiligen Pro-
zentsatzes.

2.1.1.3.2 Für andere Körperteile und Sinnesorgane be-
misst sich der Invaliditätsgrad danach, inwieweit
die normale körperliche oder geistige Leistungs-
fähigkeit insgesamt beeinträchtigt ist. Dabei sind
ausschließlich medizinische Gesichtspunkte zu
berücksichtigen.

2.1.1.3.3 Waren betroffene Körperteile oder Sinnesorgane
oder deren Funktionen bereits vor dem Unfall
dauernd beeinträchtigt, wird der Invaliditätsgrad
um die Vorinvalidität gemindert. Diese ist nach
Ziffer 2.1.1.3.1 und Ziffer 2.1.1.3.2 zu bemessen.

2.1.1.3.4 Sind mehrere Körperteile oder Sinnesorgane
durch den Unfall beeinträchtigt, werden die nach
den vorstehenden Bestimmungen ermittelten In-
validitätsgrade zusammengerechnet. Mehr als
100 % werden jedoch nicht berücksichtigt.

2.1.1.4 Kein Anspruch auf Unfallrente besteht, wenn die
versicherte Person unfallbedingt innerhalb eines
Jahres nach dem Unfall stirbt.

2.1.1.5 Stirbt die versicherte Person
- aus unfallfremder Ursache innerhalb eines
Jahres nach dem Unfall oder

- gleichgültig, aus welcher Ursache, später
als ein Jahr nach dem Unfall,

und waren die Voraussetzungen nach Ziffer
2.1.1.1 erfüllt, leisten wir, wenn aufgrund der
ärztlichen Befunde mit einem Invaliditätsgrad
von mindestens 50 % zu rechnen gewesen wäre.
Für die Bemessung des Invaliditätsgrades gelten
Ziffer 2.1.1.2 und 2.1.1.3 entsprechend.

2.1.2 Art und Höhe der Leistung:
Die Unfallrente zahlen wir unabhängig vom Le-
bensalter der versicherten Person in der verein-
barten Höhe (Versicherungssumme).

2.1.3 Beginn und Dauer.

2.1.3.1 Die Unfallrente zahlen wir
- rückwirkend ab Beginn des Monats, in dem
sich der Unfall ereignet hat,

- monatlich im Voraus.

2.1.3.2 Die Unfallrente zahlen wir bis zum Ende des
sechsten Monats nach dem Tod der versicherten
Person.
Die Unfallrente endet ferner zum Ende des Mo-
nats, in dem eine nach Ziffer 9.4 vorgenommene
Neubemessung ergeben hat, dass der unfallbe-
dingte Invaliditätsgrad unter 50 % gesunken ist.

2.1.4 Beteiligung an den Überschüssen bei laufender
Rentenzahlung

2.1.4.1 Herkunft der Gewinnbeteiligung
Um die Rentenleistung sicher zu stellen, legen
wir bei der Kalkulation einen vorsichtigen Zins-
satz von 4% zugrunde. Die tatsächlichen Ka-
pitalerträge liegen in der Regel über diesem
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Kalkulationszins. An den daraus entstehenden
Überschüssen nehmen die Rentenempfänger
über die Gewinnbeteiligung teil.

2.1.4.2 Art der Gewinnbeteiligung
Die Gewinnbeteiligung erfolgt, indem der lau-
fende Rentenanspruch erhöht wird. Der dann er-
höhte Rentenanspruch ist in der jeweils er-
reichten Höhe garantiert.
Eine Erhöhung erfolgt frühestens dann, wenn für
mindestens ein Jahr Rente bezogen wurde.

2.1.4.3 Höhe der Gewinnbeteiligung
Wir überprüfen jährlich, ob die im Geschäftsjahr
entstandenen Überschüsse und die in der Rück-
stellung für Beitragsrückerstattung (RfB) vor-
handenen Mittel eine Erhöhung der laufenden
Rentenansprüche rechtfertigen.
Die Entscheidung, ob und in welcher Höhe die
laufenden Rentenansprüche erhöht werden, wird
jährlich von unserem Vorstand auf Vorschlag des
Verantwortlichen Aktuars getroffen und im Ge-
schäftsbericht veröffentlicht.
Im Fall einer Erhöhung zahlen wir die erhöhte
Rente ab dem 1. Januar des auf die Überprüfung
folgenden Geschäftsjahres. Einen erhöhten Ren-
tenanspruch werden wir Ihnen mitteilen.

2.1.4.4 Erträge
Mindestens 70% der auf die Rentendeckungs-
rückstellungen entfallenden Zinserträge verwen-
den wir - nach Abzug des Anteils, der auf der Ba-
sis des Kalkulationszinses für die bereits zuge-
sagten Rentenleistungen benötigt wird - für die
Gewinnbeteiligung der Rentenempfänger.
Die für die Gewinnbeteiligung der Rentenemp-
fänger verwendeten Zinserträge stellen wir in die
Rückstellung für Beitragsrückerstattung (RfB) ein
oder schreiben sie den einzelnen Rentenem-
pfängern über erhöhte Rentenansprüche gut. Die
in die RfB eingestellten Beträge dürfen wir
grundsätzlich nur für die Gewinnbeteiligung der
Rentenempfänger verwenden.

2.2 Invaliditätsleistung

2.2.1 Voraussetzungen für die Leistung:

2.2.1.1 Die versicherte Person ist durch den Unfall auf
Dauer in ihrer körperlichen oder geistigen Leis-
tungsfähigkeit beeinträchtigt (Invalidität).
Die Invalidität ist
- innerhalb eines Jahres nach dem Unfall ein-
getreten und

- innerhalb von 15 Monaten nach dem Unfall von
einem Arzt schriftlich festgestellt und von
Ihnen bei uns geltend gemacht worden.

2.2.1.2 Der Invaliditätsgrad beträgt mindestens 10 %
- ohne eine bereits vor dem Unfall bestehende
Invalidität nach Ziffer 2.1.1.3.3 und

- ohne Mitwirkung von Krankheiten oder
Gebrechen nach Ziffer 3.

2.2.1.3 Der Grad der unfallbedingten Invalidität bemisst
sich nach den Bestimmungen der Ziffer 2.1.1.3.

2.2.1.4 Kein Anspruch auf die Invaliditätsleistung besteht,
wenn die versicherte Person unfallbedingt inner-
halb eines Jahres nach dem Unfall stirbt.

2.2.1.5 Stirbt die versicherte Person
- aus unfallfremder Ursache innerhalb eines
Jahres nach dem Unfall oder

- gleichgültig aus welcher Ursache, später als
ein Jahr nach dem Unfall, und waren die Voraus-
setzungen nach Ziffer 2.1.1.1 erfüllt, leisten

wir, wenn aufgrund der ärztlichen Befunde mit
einem Invaliditätsgrad von mindestens 10 % zu
rechnen gewesen wäre. Für die Bemessung des
Invaliditätsgrades gelten Ziffer 2.1.1.3 und
2.2.1.2 entsprechend.

2.2.2 Art und Höhe der Leistung:

2.2.2.1 Die Invaliditätsleistung zahlen wir als Kapitalbe-
trag.

2.2.2.2 Grundlage für die Berechnung der Leistung bildet
die Höhe der Unfallrente und der Grad der unfall-
bedingten Invalidität wie folgt:

Invaliditätsgrade Höhe der Leistung
in Prozent

10 bis unter 20 10 Monatsrenten
20 bis unter 30 20 Monatsrenten
30 bis unter 40 30 Monatsrenten
40 bis unter 50 40 Monatsrenten
50 bis 100 50 Monatsrenten

2.3 Todesfallleistung

2.3.1 Voraussetzungen für die Leistung:

Die versicherte Person ist infolge des Unfalles in-
nerhalb eines Jahres gestorben.
Auf die besonderen Pflichten nach Ziffer 7.5 weisen
wir hin.

2.3.2 Art und Höhe der Leistung:

Die Todesfallleistung zahlen wir in Höhe des 12-
fachen der Unfallrente.

3 Welche Auswirkungen haben Krankheiten oder
Gebrechen?

Als Unfallversicherer leisten wir für Unfallfolgen.
Haben Krankheiten oder Gebrechen bei der durch
ein Unfallereignis verursachten Gesundheitsschä-
digung oder deren Folgen mitgewirkt, mindert sich,
- im Falle einer Invalidität der Prozentsatz des
Invaliditätsgrades,

- im Todesfall die Leistung entsprechend dem
Anteil der Krankheit oder des Gebrechens.

Beträgt der Mitwirkungsanteil weniger als 25 %,
unterbleibt jedoch die Minderung.

4 Welche Personen sind nicht versicherbar?

4.1 Nicht versicherbar und trotz Beitragszahlung nicht
versichert sind dauernd Schwer- oder Schwerst-
pflegebedürftige im Sinne der sozialen Pflegever-
sicherung sowie Geisteskranke.

4.2 Der Versicherungsschutz erlischt, sobald die ver-
sicherte Person nach Ziffer 4.1 nicht mehr versi-
cherbar ist. Für diese endet gleichzeitig die Versi-
cherung.

4.3 Den für nicht versicherbare Personen seit Eintritt
der Versicherungsunfähigkeit entrichteten Beitrag
zahlen wir zurück.

5 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz
ausgeschlossen?

5.1 Kein Versicherungsschutz besteht für folgende
Unfälle:

5.1.1 Unfälle der versicherten Person durch Geistes-
oder Bewusstseinsstörungen, auch soweit diese
auf Trunkenheit beruhen, sowie durch Schlagan-
fälle, epileptische Anfälle oder andere Krampf-
anfälle, die den ganzen Körper der versicherten
Person ergreifen.
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Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn diese
Störungen oder Anfälle durch ein unter diesen
Vertrag fallendes Unfallereignis verursacht waren.

5.1.2 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zu-
stoßen, dass sie vorsätzlich eine Straftat ausführt
oder versucht.

5.1.3 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch
Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse verursacht
sind.
Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die
versicherte Person auf Reisen im Ausland überra-
schend von Kriegs- oder Bürgerkriegsereignissen
betroffen wird.
Dieser Versicherungsschutz erlischt am Ende des
siebten Tages nach Beginn eines Krieges oder
Bürgerkrieges auf dem Gebiet des Staates, in dem
sich die versicherte Person aufhält.
Die Erweiterung gilt nicht bei Reisen in oder durch
Staaten, auf deren Gebiet bereits Krieg oder Bür-
gerkrieg herrscht. Sie gilt auch nicht für die aktive
Teilnahme am Krieg oder Bürgerkrieg sowie für
Unfälle durch ABC-Waffen und im Zusammenhang
mit einem Krieg oder kriegsähnlichen Zustand
zwischen den Ländern China, Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, Japan, Russland oder USA.

5.1.4 Unfälle der versicherten Person
- als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräte-
führer), soweit er nach deutschem Recht dafür
eine Erlaubnis benötigt, sowie als sonstiges
Besatzungsmitglied eines Luftfahrzeuges;

- bei einer mit Hilfe eines Luftfahrzeuges
auszuübenden beruflichen Tätigkeit;

- bei der Benutzung von Raumfahrzeugen.

5.1.5 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zu-
stoßen, dass sie sich als Fahrer, Beifahrer oder
Insasse eines Motorfahrzeuges an Fahrtveran-
staltungen einschließlich der dazugehörigen
Übungsfahrten beteiligt, bei denen es auf die Er-
zielung von Höchstgeschwindigkeiten ankommt.

5.1.6 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch
Kernenergie verursacht sind.

5.2 Ausgeschlossen sind außerdem folgende Be-
einträchtigungen:

5.2.1 Schäden an Bandscheiben sowie Blutungen aus
inneren Organen und Gehirnblutungen. Versiche-
rungsschutz besteht jedoch, wenn ein unter diesen
Vertrag fallendes Unfallereignis nach Ziffer 1.3 die
überwiegende Ursache ist.

5.2.2 Gesundheitsschäden durch Strahlen.

5.2.3 Gesundheitsschäden durch Heilmaßnahmen sowie
durch Eingriffe, unabhängig von ihrem Zweck, am
Körper der versicherten Person.
Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die
Heilmaßnahmen oder Eingriffe durch einen unter
diesen Vertrag fallenden Unfall veranlasst waren.

5.2.4 Infektionen.

5.2.4.1 Sie sind auch dann ausgeschlossen, wenn sie
- durch Insektenstiche oder -bisse oder
- durch sonstige geringfügige Haut- oder
Schleimhautverletzungen

verursacht wurden, durch die Krankheitserreger
sofort oder später in den Körper gelangten.

5.2.4.2 Versicherungsschutz besteht jedoch für
- Tollwut und Wundstarrkrampf sowie für
- Infektionen, bei denen die Krankheitserreger

durch Unfallverletzungen, die nicht nach
Ziffer 5.2.4.1 ausgeschlossen sind, in den
Körper gelangten.

5.2.4.3 Für Infektionen, die durch Heilmaßnahmen oder
Eingriffe verursacht sind, gilt 5.2.3 Satz 2 entspre-
chend.

5.2.5 Vergiftungen infolge Einnahme fester oder flüs-
siger Stoffe durch den Schlund.
Versicherungsschutz besteht jedoch für Kinder,
die zum Zeitpunkt des Unfalles das 10. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben. Ausgeschlossen blei-
ben Vergiftungen durch Nahrungsmittel.

5.2.6 Krankhafte Störungen infolge psychischer Reak-
tionen, auch wenn diese durch einen Unfall verur-
sacht wurden.

5.2.7 Bauch- oder Unterleibsbrüche.
Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn sie
durch eine unter diesen Vertrag fallende gewalt-
same von außen kommende Einwirkung entstan-
den sind.

6 Was müssen Sie bei Änderungen der Berufstätig-
keit oder Beschäftigung tun?

6.1 Eine Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäf-
tigung der versicherten Person (Pflichtwehrdienst,
Zivildienst oder militärische Reserveübungen fal-
len nicht darunter) müssen Sie uns unverzüglich
mitteilen, weil die Höhe der Versicherungssummen
bzw. des Beitrags maßgeblich von diesen Um-
ständen abhängt.

6.2 Errechnen sich bei gleichbleibendem Beitrag nach
dem zum Zeitpunkt der Änderung gültigen Tarif
niedrigere Versicherungssummen, gelten diese
nach Ablauf von zwei Monaten ab der Änderung.
Errechnen sich dagegen höhere Versicherungs-
summen, gelten diese nach Ablauf eines Monats
ab der Änderung.
Die neu errechneten Versicherungssummen gel-
ten sowohl für berufliche als auch für außerberuf-
liche Unfälle.

6.3 Auf Ihren Wunsch führen wir den Vertrag auch mit
den bisherigen Versicherungssummen bei er-
höhtem oder gesenktem Beitrag weiter, sobald uns
Ihre Erklärung zugeht.

Der Leistungsfall
7 Was ist nach einem Unfall und während der Renten-

zahlung zu beachten (Obliegenheiten)?

Ohne Ihre Mitwirkung und die der versicherten Per-
son können wir unsere Leistung nicht erbringen.

7.1 Nach einem Unfall, der voraussichtlich eine Leis-
tungspflicht herbeiführt, müssen Sie oder die versi-
cherte Person unverzüglich einen Arzt hinzuziehen,
seine Anordnungen befolgen und uns unterrichten.

7.2 Die von uns übersandte Unfallanzeige müssen Sie
oder die versicherte Person wahrheitsgemäß aus-
füllen und uns unverzüglich zurücksenden; von uns
darüber hinaus geforderte sachdienliche Auskünfte
müssen in gleicher Weise erteilt werden.

7.3 Werden Ärzte von uns beauftragt, muss sich die
versicherte Person auch von diesen untersuchen
lassen. Die notwendigen Kosten einschließlich eines
dadurch entstandenen Verdienstausfalles tragen
wir.

7.4 Die Ärzte, die die versicherte Person - auch aus an-
deren Anlässen - behandelt oder untersucht haben,
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andere Versicherer, Versicherungsträger und Be-
hörden sind zu ermächtigen, alle erforderlichen
Auskünfte zu erteilen.

7.5 Hat der Unfall den Tod zur Folge, ist uns dies inner-
halb von 48 Stunden zu melden, auch wenn uns der
Unfall schon angezeigt war.
Uns ist das Recht zu verschaffen, gegebenenfalls
eine Obduktion durch einen von uns beauftragten
Arzt vornehmen zu lassen.

7.6 Stirbt die versicherte Person während der Renten-
zahlung, muss uns der Tod unverzüglich mitgeteilt
werden.

8 Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Oblie-
genheiten?

Wird eine nach Eintritt eines Unfalles zu erfüllende
Obliegenheit verletzt, verlieren Sie den Versiche-
rungsschutz, es sei denn, Sie haben die Obliegen-
heit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt.
Bei grob fahrlässiger Verletzung behalten Sie inso-
weit den Versicherungsschutz, als die Verletzung
weder Einfluss auf die Feststellung des Leistungs-
falls noch auf die Bemessung der Leistung gehabt
hat.
Bei vorsätzlicher Verletzung behalten Sie in diesen
Fällen den Versicherungsschutz insoweit nur, wenn
die Verletzung nicht geeignet war, unsere Interes-
sen ernsthaft zu beeinträchtigen, oder wenn Sie kein
erhebliches Verschulden trifft.

9 Wann sind die Leistungen fällig?

9.1 Wir sind verpflichtet, innerhalb von drei Monaten -
beim Anspruch auf Todesfallleistung innerhalb ei-
nes Monats - zu erklären, ob und in welcher Höhe
wir einen Anspruch anerkennen. Die Fristen begin-
nen mit dem Eingang folgender Unterlagen:
- Nachweis des Unfallhergangs und der
Unfallfolgen,

- beim Invaliditätsanspruch zusätzlich der
Nachweis über den Abschluss des Heilver-
fahrens, soweit es für die Bemessung der
Invalidität notwendig ist.

Die ärztlichen Gebühren, die Ihnen zur Begründung
des Leistungsanspruchs entstehen, übernehmen wir
bis zu 10 % einer Monatsrente.

9.2 Erkennen wir den Anspruch an oder haben wir uns
mit Ihnen über Grund und Höhe geeinigt, leisten wir
innerhalb von zwei Wochen.

9.3 Steht die Leistungspflicht zunächst nur dem Grunde
nach fest, zahlen wir - auf Ihren Wunsch - angemes-
sene Vorschüsse auf die Invaliditätsleistung.
Vor Abschluss des Heilverfahrens kann eine Inva-
liditätsleistung innerhalb eines Jahres nach dem
Unfall nur bis zur Höhe der Todesfallleistung be-
ansprucht werden.

9.4 Sie und wir sind berechtigt, den Grad der Invalidität
jährlich, längstens bis zu drei Jahren nach dem Un-
fall, erneut ärztlich bemessen zu lassen.
Dieses Recht muss
- von uns zusammen mit unserer Erklärung über
unsere Leistungspflicht nach Ziffer 9.1

- von Ihnen spätestens 3 Monate vor Ablauf der
Frist

ausgeübt werden.
Ergibt die endgültige Bemessung eine höhere Inva-
liditätsleistung, als wir bereits erbracht haben, ist
der Mehrbetrag mit 5 Prozent jährlich zu verzinsen.

Die Versicherungsdauer
10 Wann beginnt und wann endet der Vertrag?

Wann erlischt der Versicherungsschutz bei militä-
rischen Einsätzen?

10.1 Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versi-
cherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn Sie
den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im
Sinne von Ziffer 11.2 zahlen.

10.2 Dauer und Ende des Vertrages
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein an-
gegebene Zeit abgeschlossen.
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr,
wenn nicht Ihnen oder uns spätestens drei Monate
vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres
eine Kündigung zugegangen ist.
Der Vertrag verlängert sich bis zum Ende des Ver-
sicherungsjahres, in dem die versicherte Person das
75. Lebensjahr vollendet. Wünschen wir zu diesem
Zeitpunkt eine Änderung des Vertrages, werden wir
Sie spätestens 6 Monate vorher darüber schriftlich
unterrichten; andernfalls setzt sich der Vertrag un-
verändert fort.
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung
bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.
Bei einer Vertragsdauer von mehr als fünf Jahren
kann der Vertrag schon zum Ablauf des fünften
Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres gekün-
digt werden; die Kündigung muss Ihnen oder uns
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

10.3 Kündigung nach Versicherungsfall
Den Vertrag können Sie oder wir durch Kündigung
beenden, wenn wir eine Leistung erbracht oder Sie
gegen uns Klage auf eine Leistung erhoben haben.
Die Kündigung muss Ihnen oder uns spätestens
einen Monat nach Leistung oder - im Falle eines
Rechtsstreits - nach Klagerücknahme, Anerkennt-
nis, Vergleich oder Rechtskraft des Urteils zuge-
gangen sein.
Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung sofort nach ih-
rem Zugang bei uns wirksam. Sie können jedoch
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des lau-
fenden Versicherungsjahres, wirksam wird.
Eine Kündigung durch uns wird einen Monat nach
ihrem Zugang bei Ihnen wirksam.

10.4 Ruhen des Versicherungsschutzes bei militärischen
Einsätzen
Der Versicherungsschutz tritt für die versicherte
Person außer Kraft, sobald sie Dienst in einer mi-
litärischen oder ähnlichen Formation leistet, die an
einem Krieg oder kriegsmäßigen Einsatz zwischen
den Ländern China, Deutschland, Frankreich, Groß-
britannien, Japan, Russland oder USA beteiligt ist.
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf, sobald uns
Ihre Anzeige über die Beendigung des Dienstes zu-
gegangen ist.

Der Versicherungsbeitrag
11 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten?

Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht recht-
zeitig zahlen?
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11.1 Beitrag und Versicherungsteuer
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versi-
cherungsteuer, die Sie in der jeweils vom Gesetz
bestimmten Höhe zu entrichten haben.

11.2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erster
oder einmaliger Beitrag

11.2.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung
Der erste oder einmalige Beitrag wird - wenn nichts
anderes vereinbart ist - sofort nach Abschluss des
Vertrages fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach Erhalt des Versicherungsscheins und der
Zahlungsaufforderung sowie nach Ablauf der im
Versicherungsschein genannten Widerspruchsfrist
von 14 Tagen erfolgt.
Ist Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart,
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten
Jahresbeitrags.

11.2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes
Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt,
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem
Zeitpunkt.

11.2.3 Rücktritt
Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht
rechtzeitig, können wir vom Vertrag zurücktreten,
solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Es gilt als
Rücktritt, wenn wir den ersten oder einmaligen Bei-
trag nicht innerhalb von drei Monaten nach Ab-
schluss des Vertrages gerichtlich geltend machen.

11.3 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebei-
trag

11.3.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung
Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes
bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten
Beitragszeitraums fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung
angegebenen Zeitpunkt erfolgt.

11.3.2 Verzug
Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, ge-
raten Sie ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass
Sie die verspätete Zahlung nicht zu vertreten ha-
ben.
Wir werden Sie schriftlich zur Zahlung auffordern
und Ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens zwei
Wochen setzen.
Wir sind berechtigt, Ersatz des uns durch den Verzug
entstandenen Schadens zu verlangen.

11.3.3 Kein Versicherungsschutz
Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit
der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt
bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn Sie
mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 11.3.2
Abs. 2 darauf hingewiesen wurden.

11.3.4 Kündigung
Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit
der Zahlung in Verzug, können wir den Vertrag kün-
digen, wenn wir Sie mit der Zahlungsaufforderung
nach Ziffer 11.3.2 Abs. 2 darauf hingewiesen haben.
Haben wir gekündigt, und zahlen Sie danach inner-
halb eines Monats den angemahnten Beitrag, be-
steht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die
zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zah-

lung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz.

11.4 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermäch-
tigung
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto
vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der
Beitrag zu dem im Versicherungsschein angege-
benen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und
Sie einer berechtigten Einziehung nicht widerspre-
chen.
Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von
uns nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch
dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach
unserer schriftlichen Zahlungsaufforderung erfolgt.
Haben Sie zu vertreten, dass der Beitrag nicht ein-
gezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig
Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu
verlangen.

11.5 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten verein-
bart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig,
wenn Sie mit der Zahlung einer Rate in Verzug sind.
Ferner können wir für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen.

11.6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages haben
wir, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, nur
Anspruch auf den Teil des Beitrags, der der abge-
laufenen Vertragszeit entspricht.

Weitere Bestimmungen
12 Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Vertrag be-

teiligten Personen zueinander?

12.1 Ist die Versicherung gegen Unfälle abgeschlossen,
die einem anderen zustoßen (Fremdversicherung),
steht die Ausübung der Rechte aus dem Vertrag
nicht der versicherten Person, sondern Ihnen zu.
Sie sind neben der versicherten Person für die Er-
füllung der Obliegenheiten verantwortlich.

12.2 Alle für Sie geltenden Bestimmungen sind auf Ihren
Rechtsnachfolger und sonstige Anspruchsteller
entsprechend anzuwenden.

12.3 Die Versicherungsansprüche können vor Fälligkeit
ohne unsere Zustimmung weder übertragen noch
verpfändet werden.

12.4 Einräumung und Widerruf eines Bezugsrechtes sind
uns gegenüber nur und erst dann wirksam, wenn sie
uns von Ihnen zu Ihren Lebzeiten schriftlich ange-
zeigt worden sind.

13 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht?

13.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über
gefahrerhebliche Umstände
Sie oder Ihr Bevollmächtigter sind verpflichtet, uns
bei Abschluss des Vertrages alle Ihnen bekannten
gefahrerheblichen Umstände schriftlich, wahrheits-
gemäß und vollständig anzuzeigen, insbesondere
die im Versicherungsantrag gestellten Fragen
ebenso zu beantworten. Gefahrerheblich sind die
Umstände, die geeignet sind, auf unseren Ent-
schluss Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt
oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. Ein
Umstand, nach dem wir ausdrücklich und schriftlich
gefragt haben, gilt im Zweifel als gefahrerheblich.
Die versicherte Person ist neben Ihnen für die
wahrheitsgemäße und vollständige Anzeige der ge-
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fahrerheblichen Umstände und die Beantwortung
der an sie gestellten Fragen verantwortlich.
Wird der Vertrag von Ihrem Bevollmächtigten oder
einem Vertreter ohne Vertretungsmacht geschlos-
sen und kennt dieser den gefahrerheblichen Um-
stand, müssen Sie sich so behandeln lassen, als
hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt oder dies
arglistig verschwiegen.

13.2 Rücktritt

13.2.1 Voraussetzungen und Ausübung des Rücktritts
Unvollständige und unrichtige Angaben zu den ge-
fahrerheblichen Umständen berechtigen uns, vom
Versicherungsvertrag zurückzutreten. Dies gilt auch
dann, wenn ein Umstand nicht oder unrichtig ange-
zeigt wurde, weil Sie sich der Kenntnis der Wahrheit
arglistig entzogen haben.
Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats er-
folgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem
wir von der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis
erlangen. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung Ih-
nen gegenüber.

13.2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts
Wir haben kein Rücktrittsrecht, wenn wir die nicht-
angezeigten gefahrerheblichen Umstände oder de-
ren unrichtige Anzeige kannten.
Dasselbe gilt, wenn Sie nachweisen, dass die un-
richtigen oder unvollständigen Angaben weder von
Ihnen noch von Ihrem Bevollmächtigten schuldhaft
gemacht wurden.
Hatten Sie die gefahrerheblichen Umstände anhand
schriftlicher von uns gestellter Fragen anzuzeigen,
können wir wegen einer unterbliebenen Anzeige ei-
nes Umstands, nach dem nicht ausdrücklich gefragt
worden ist, nur zurücktreten, wenn dieser Umstand
entweder von Ihnen oder von Ihrem Bevollmäch-
tigten arglistig verschwiegen wurde.

13.2.3 Folgen des Rücktritts
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz.
Ist der Versicherungsfall bereits eingetreten, dürfen
wir den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn
Sie nachweisen, dass der unvollständig oder un-
richtig angezeigte Umstand weder auf den Eintritt
des Versicherungsfalls noch auf den Umfang der
Leistung Einfluss gehabt hat.
Im Fall des Rücktritts sind wir und Sie verpflichtet,
die empfangenen Leistungen zurückzugewähren;
eine Geldsumme ist vom Zeitpunkt des Empfangs
an zu verzinsen. Wir behalten aber unseren An-
spruch auf den Teil des Beitrages, der der im Zeit-
punkt des Rücktritts abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht.

13.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht
Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil Ihre
Anzeigepflicht ohne Verschulden verletzt wurde,
haben wir, falls für die höhere Gefahr ein höherer
Beitrag angemessen ist, auf diesen Beitrag ab Be-
ginn der laufenden Versicherungsperiode Anspruch.
Das gleiche gilt, wenn uns bei Abschluss des Ver-
trages ein für die Übernahme der Gefahr erheb-
licher Umstand nicht angezeigt worden ist, weil er
Ihnen nicht bekannt war.
Wird die höhere Gefahr nach den für unseren Ge-
schäftsbetrieb maßgebenden Grundsätzen auch
gegen einen höheren Beitrag nicht übernommen,
können wir den Versicherungsvertrag unter Einhal-
tung einer Kündigungsfrist von einem Monat, nach-
dem wir von der Anzeigepflichtverletzung Kenntnis

erlangt haben, kündigen. Die Kündigung wird einen
Monat nach dem Zugang bei Ihnen wirksam.
Das Recht auf Beitragserhöhung oder Kündigung
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von
dem Zeitpunkt an geltend gemacht wird, in dem wir
von der Verletzung der Anzeigepflicht oder von dem
nicht angezeigten Umstand Kenntnis erlangt haben.

13.4 Anfechtung
Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung über Gefahrumstände anzufechten, bleibt
unberührt.

14 Wie können Sie den Verlust von Ansprüchen ver-
meiden?

14.1 Sie haben keinen Anspruch auf Versicherungs-
schutz, wenn Sie den Anspruch auf die Leistung
nicht innerhalb von sechs Monaten gerichtlich gel-
tend gemacht haben.

14.2 Die Frist beginnt mit dem Zugang unserer schrift-
lichen Ablehnung. Die Rechtsfolgen der Fristver-
säumnis treten nur ein, wenn wir dabei auf die Not-
wendigkeit der fristgerechten gerichtlichen Gel-
tendmachung hingewiesen haben.

15 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Vertrag?

15.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-
jähren in zwei Jahren. Die Frist beginnt mit dem
Schluss des Jahres, in dem die Leistung verlangt
werden kann.

15.2 Haben Sie einen Anspruch bei uns angemeldet,
zählt der Zeitraum von der Anmeldung bis zum Zu-
gang unserer schriftlichen Entscheidung bei der
Fristberechnung nicht mit.

16 Welches Gericht ist zuständig?

16.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen
uns bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit
nach dem für unseren Sitz oder unserer für den
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.
Hat ein Versicherungsagent am Zustandekommen
des Vertrages mitgewirkt, ist auch das Gericht des
Ortes zuständig, an dem der Versicherungsagent
zur Zeit der Vermittlung oder des Abschlusses seine
gewerbliche Niederlassung oder - bei Fehlen einer
gewerblichen Niederlassung - seinen Wohnsitz hat-
te.

16.2 Wir können Klagen gegen Sie bei dem für Ihren
Wohnsitz zuständigen Gericht erheben.

17 Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten?
Was gilt bei Änderung Ihrer Anschrift?

17.1 Alle für uns bestimmten Anzeigen und Erklärungen
müssen Sie schriftlich abgeben. Sie sollen an unsere
Hauptverwaltung oder an die im Versicherungs-
schein oder in dessen Nachträgen als zuständig be-
zeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

17.2 Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht
mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die Ih-
nen gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines
eingeschriebenen Briefes an die letzte uns bekannte
Anschrift. Die Erklärung wird zu dem Zeitpunkt
wirksam, in dem sie Ihnen ohne die Anschriften-
änderung bei regelmäßiger Beförderung zuge-
gangen sein würde.

18 Welches Recht findet Anwendung?

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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19 Wie und unter welchen Voraussetzungen können
Bedingungen angepasst werden?

19.1 Wir sind berechtigt, bei
- Änderungen bestehender oder Inkrafttreten
neuer Rechtsvorschriften, die sich unmittel-
bar auf einzelne Bestimmungen auswirken;

- den Versicherungsvertrag betreffende
Änderungen der höchstrichterlichen
Rechtsprechung;

- rechtskräftiger Feststellung der Unwirksamkeit
einzelner Bedingungen durch ein Gericht;

- Beanstandung einzelner Bedingungen als mit
geltendem Recht nicht vereinbar durch die
Versicherungsaufsichtsbehörde oder Kartell-
behörde im Wege eines bestandskräftigen
Verwaltungsakts oder

- Verstoß einzelner Bedingungen gegen Leitlinien
oder Rundschreiben der Versicherungsaufsichts-
behörde oder Kartellbehörde

die betroffenen Bedingungen zu ändern, ergänzen
oder zu ersetzen (Anpassung).

19.2 Die Anpasung kommt nur in Betracht für Bedin-
gungen über Gegenstand und Umfang der Versi-
cherung, Ausschlüsse, Ihre Obliegenheiten nach
Vertragsschluss, Beitragsanpassung, Vertragsdau-
er und Kündigung.

19.3 Die Anpassung ist nur zulässig, wenn durch die ge-
nannten Änderungsanlässe das bei Vertragsschluss
zugrunde gelegte Verhältnis zwischen Leistung und
Gegenleistung in nicht unbedeutendem Maße ge-
stört ist. In Fällen der Unwirksamkeit und der Be-
anstandung einzelner Bedingungen ist die Anpas-
sung darüber hinaus nur dann zulässig, wenn die
gesetzlichen Vorschriften keine Regelungen enthal-
ten, die an Stelle der unwirksamen oder beanstan-
deten Bedingungen treten.

19.4 Durch die Anpassung darf das bei Vertragsab-
schluss zugrunde gelegte Verhältnis zwischen Leis-
tung und Gegenleistung bei Gesamtbetrachtung der
Anpassung nicht zu Ihrem Nachteil geändert werden
(Verschlechterungsverbot). Die Anpassung muss
nach den Grundsätzen einer ergänzenden Ver-
tragsauslegung unter Wahrung der beiderseitigen
Interessen erfolgen.

19.5 Unsere Anpassungsbefugnis besteht unter den
oben genannten Voraussetzungen für im wesent-
lichen inhaltsgleiche Bedingungen, wenn sich die
gerichtlichen und behördlichen Entscheidungen ge-
gen Bedingungen anderer Versicherer richten.

19.6 Die Zulässigkeit und Angemessenheit der Anpas-
sung muss von einem unabhängigen Treuhänder
überprüft und bestätigt werden. Die Bestimmungen
des Versicherungsaufsichtsgesetzes für die Bestel-
lung eines Treuhänders gelten entsprechend.

19.7 Die angepassten Bedingungen werden wir Ihnen
schriftlich bekannt geben und erläutern. Sie gelten
als genehmigt, wenn Sie nicht innerhalb von sechs
Wochen nach Bekanntgabe schriftlich widerspre-
chen. Hierauf weisen wir Sie bei der Bekanntgabe
ausdrücklich hin. Zur Wahrung der Frist genügt die
rechtzeitige Absendung Ihres Widerspruchs.

19.8 Wenn Sie fristgemäß widersprechen, tritt die An-
passung nicht in Kraft. Wir können innerhalb von
vier Wochen nach Zugang des Widerspruchs den
Versicherungsvertrag mit einer Frist von acht Wo-
chen zum Ende eines jeden Monats kündigen, wenn
für uns das Festhalten an dem Vertrag ohne die An-
passung unzumutbar ist.

Besondere Bedingungen für die UnfallrentePlus mit Zuwachs von Leistung
und Beitrag (Dynamik)

Sie haben mit uns eine UnfallrentePlus vereinbart, deren
Summen und Beitrag angepasst werden.

1 Wir erhöhen die Unfallrente jeweils um den Prozent-
satz, um den der Höchstbeitrag zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung der Angestellten angehoben wird,
mindestens jedoch 5 %. Die Erhöhung erfolgt jeweils
zum Beginn des Versicherungsjahres, das dem Stich-
tag der Anhebung des Höchstbeitrages folgt oder mit
ihm übereinstimmt.

2 Dabei wird die Unfallrente jeweils auf volle 10 EUR
aufgerundet.

3 Die erhöhte Unfallrente gilt für alle nach dem Erhö-
hungstermin eintretenden Leistungsfälle.

4 Der Beitrag erhöht sich im gleichen Verhältnis wie die
Unfallrente.

5 Vor dem Erhöhungstermin erhalten Sie eine schrift-
liche Mitteilung über die Erhöhung.

Die Erhöhung entfällt, wenn Sie ihr innerhalb von sechs
Wochen nach unserer Mitteilung schriftlich widerspre-
chen. Auf die Frist werden wir Sie hinweisen.

6 Sie und wir können diese Zuwachsvereinbarung auch
für die gesamte Restlaufzeit des Vertrages widerrufen.
Der Widerruf muss schriftlich, spätestens drei Monate
vor Ablauf des Versicherungsjahres, erfolgen.

7 Hat die versicherte Person bei der Erhöhung das
65. Lebensjahr vollendet oder wird durch die Erhöhung
die Unfallrente von 3000 EUR überschritten, wird der
Vertrag künftig ohne Zuwachs von Leistung und Bei-
trag fortgeführt.
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